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Credit Suisse
inHongkong gebüsst
Bank Die Credit Suisse muss in
Hongkong wegen der Nichtein-
haltung vonOffenlegungspflich-
ten eine Busse in der Höhe von
umgerechnet gut 357000 Fran-
ken bezahlen. Die Grossbank
habe zwischen 2006 und 2016
ihre Beziehungen zu Unterneh-
men in bestimmten Research-
Berichten über in Hongkong
kotierte Wertpapiere nicht klar
gekennzeichnet, rügte die Fi-
nanzmarktaufsicht. (sda)

Inhaberaktien
werden abgeschafft
Börse National- und Ständerat
haben sich gestern auf die Ab-
schaffung der Inhaberaktien ge-
einigt. Damit dürften sie verhin-
dert haben, dass die Schweiz auf
einer schwarzen Liste der EU
landet. Sie hatte Druck gemacht,
weil Inhaberaktien anonymund
leicht übertragbar sind. Deshalb
können sie für Steuerhinterzie-
hung und Geldwäscherei miss-
braucht werden. (sda)

Axpo-Chef tritt
überraschend zurück
Energie Der Stromkonzern Axpo
sucht einen neuen Firmenchef.
AndrewWalo verlässt das Unter-
nehmen nach nur fünf Jahren bis
spätestens Ende Jahr. Er wird
seinAmt aberweiter ausüben, bis
die Nachfolge geregelt ist. (sda)

Schweinepest belastet
Geschäft von Bell
Lebensmittel DerFleischverarbei-
ter Bell erleidet wegen des Aus-
bruchs der Schweinepest in Chi-
na und der schwach gestarteten
Grillsaison Einbussen im ersten
Halbjahr. Der Betriebsgewinn
sinkt auf unter 50 Millionen
Franken verglichen mit 55 Mil-
lionen im Vorjahr. (sda)

Adidas verliert Streit
umdrei Streifen
Markenrecht Der Sportartikelher-
steller Adidas hat einen Teil sei-
ner Drei-Streifen-Markenrechte
verloren. Ein EU-Gericht urteil-
te, das Unternehmen habe nicht
bewiesen, dass ein Zeichen mit
drei gleich breiten, parallelen
Streifen, die in beliebiger Rich-
tung an derWare angebracht sei-
en, den Schutz verdiene. Am
Schutz der anderen Marken än-
dert dies jedoch nichts. (sda)

Nachrichten

Börse

CS Group N +1.2%
UBS Group N +0.9%
Swatch Group I +0.8%

Die Besten

Givaudan N -1.6%
SGS N -1.3%
Nestlé N -1.1%

Die Schlechtesten

Ø
SMI
9962 Punkte

-0.3%

Euro in Franken 1.117 -0.25%
Dollar in Franken 0.996 -0.43%
Euro in Dollar 1.122 0.19%
GB-Pfund in Franken 1.258 0.28%
Öl (Nordsee Brent) in Dollar 62.39 -0.3%
Gold (Unze) in Dollar 1345.10 -0.1%
Silber (Unze) in Dollar 14.98 1.1%

Dow Jones Ind.
26 504 Punkte

+0.2%
Nasdaq Comp.

7987 Punkte

+0.4%

Dominik Feusi

Es war keine Redeschlacht ges-
tern im Ständerat. Dazu war der
nach jahrelangemFeilschen noch
übrig gebliebene Vorschlag von
Geschlechterquoten zu schwach
und die letztlich klar obsiegende
Mehrheit aus SP, CVP und einer
Minderheit von FDPzu absehbar.
Die vorberatende Kommission
hatte sich zudem bereits für eine
Quote beiVerwaltungsräten aus-
gesprochen.

Nur gerade zwei Ständeräte,
der Appenzeller Freisinnige An-
drea Caroni und der Walliser
CVP-Mann Beat Rieder, wagten
noch einwenig Kritik an derEin-
führung von Richtwerten für die
Geschlechtervertretung zu äus-
sern.Aber auch siewaren einver-
standen mit einer Regelung für
Verwaltungsräte und störten sich
nur noch am Richtwert für Ge-
schäftsleitungsmitglieder.

Caroni versuchte seine Rats-
kollegen mit einem Gedicht zu
überzeugen, doch für seinen
Reim «Statt mit Zwang hier
dreinzulenken, lasst die Leute
selber denken, lieber Freiheit
stattVerbote, lieberQualität statt
Quote» erntete er bei seinen Kol-
legen vor allem Unverständnis.

«Gewaltiger Aufholbedarf»
Von «Signalen», «Zeichen» und
«Symbolen» war dafür die Rede
bei den Befürwortern. Und von
der Hoffnung, eine Regelung im
Aktienrecht würde rasch an der
Tatsache etwas ändern, dass
Frauen in den Führungsetagen
stark untervertreten sind.

Die Gleichberechtigung kom-
me viel zu langsam voran, sagte
die jurassische CVP-Vertreterin
Anne Seydoux. Sie verwies auf
die erst kürzlich veröffentlichten
Zahlen des Unternehmensbera-
ters Guido Schilling.Der Frauen-
anteil in den Verwaltungsräten
in den grössten SchweizerUnter-
nehmen überschritt gemäss sei-
nem «Schillingreport» erst die-
ses Jahr die 20-Prozent-Marke.
Bei den Geschäftsleitungen liegt
er noch unter zehn Prozent.

Sie erhielt Unterstützung
durch den Zürcher SP-Ständerat
Daniel Jositsch, der einen «ge-
waltigenAufholbedarf» feststell-
te.Wenn er an der Universität in
die Reihen seiner Studierenden
schaue, sehe er mehrheitlich
Frauen. Wenn er dann die Füh-

rungsgremien inWirtschaft, Ge-
sellschaft und Verwaltung be-
trachte, sehe er vor allem Män-
ner. Das drücke auf die Qualität,
denn gemischte Führungsgre-
mien seien besser.

SP-Präsident Christian Levrat
fand, gegen Massnahmen zur
Gleichstellung der Frauen gebe
es immer die gleichen drei Argu-
mente. Erstens gebe es die Dis-
kriminierung gar nicht, zweitens
sei die vorgeschlageneMassnah-
me falsch, drittens sei gerade
nicht der richtige Zeitpunkt. Das
sei alles falsch. Der Ständerat
müsse beweisen, dass er auf der
«Höhe der Zeit» sei. Für die Bas-

ler SP-StänderätinAnita Fetz be-
inhaltet die Regelung nur noch
«Quötchen mit Samtpfötchen».
Und was die Qualität angehe,
habe die «Männerquote von
90 Prozent»mit demUntergang
der Swissair, demBeinahe-Crash
der UBS und der weltweiten Fi-
nanzkrise versagt.

«Männer werden froh sein»
Die entscheidende Unterstüt-
zung kam von der CVP, die im
Ständerat die grössteAbordnung
stellt. Der Luzerner Konrad
Graberverwies auf den Fachkräf-
temangel. Dieser werde dazu
führen, dass man die Frauen

dringend brauche. In der Praxis
sei es schwieriger, Frauen für
Stellen in Konzernleitungen zu
finden, aber es sei möglich. Man
beschliesse zwar nur einen klei-
nen, aber fälligen Schritt.

Der Obwaldner CVP-Stände-
rat Erich Ettlin verwies auf die
Frauenmehrheit an Gymnasien
und Universitäten. Die Frauen
müssten dann aber auch tatsäch-
lich die Kaderstellen annehmen.
Dannwerde sich das Problem lö-
sen. «Die Frauen werden den
Richtwert sowieso erreichen»,
zeigte er sich überzeugt. «Dann
werden wir Männer froh sein,
dass es ein Geschlechterricht-

wert ist und keine Frauenquo-
te.» Schliesslich vertrat Bundes-
rätin Karin Keller-Sutter die
Position des Bundesrats, die sie
noch als Ständerätin abgelehnt
hatte, und warb für die Frauen-
quote. Sie befürchtete, eine Ab-
lehnung stelle einen Casus Belli
(zu Deutsch: einen Kriegsgrund)
für die SP dar. Diesewerde dann
das Referendum gegen die seit
14 Jahren dauerndeAktienrechts-
revision ergreifen.

So weit kommt es nun nicht.
In einer Stellungnahme begrüsst
die SP den «Minischritt» zur
Gleichstellung.DiesemEntscheid
müssten nun weitere folgen.

WenigWiderstand gegen Frauenquote
in den Chefetagen grosser Firmen
Aktienrecht Der Ständerat sorgt für einen Durchbruch in der Gleichstellung. Gelöst ist das Problem damit nicht.

Frauenanteile bei den hundert
grössten Arbeitgebern
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In Schweizer Kader-Sitzungszimmern werden künftig deutlich mehr Frauen mitreden. Foto: Gaëtan Bally (Keystone)

Die gestern vom Ständerat be-
fürwortete Frauenquote ist Teil
einer umfassenden Revision des
Aktienrechts. Die Arbeiten dazu
dauern mittlerweile geschlage-
ne 14 Jahre.

2005 gab derBundesrat einen
ersten Entwurf in die Vernehm-
lassung, zwei Jahre späterverab-
schiedete er die Botschaft. Sie
sah vor, dass dieAktionäremehr
Rechte erhalten und die Verwal-
tungsräte jedes Jahrwählen oder
abwählen können.Auchwarvor-
gesehen, dass sich dieAktionäre
zu den Leistungen und indirekt
auch zu den Honoraren der Ver-
waltungsräte äussern können.

Zwei Monate später reichte je-
doch derSchaffhauserUnterneh-
mer Thomas Minder die Volks-
initiative «gegen dieAbzockerei»
ein. Sie löste einenmehrjährigen
politischen Hindernislauf aus
und veränderte den weiteren
Verlauf der Arbeiten deutlich.

Das Parlament stoppte 2012
dieAktienrechtsrevision, umden
Ausgang der Volksabstimmung
abzuwarten. 2013wurde die Ini
tiative angenommen. Sie gibtAk-
tionären das Recht, jährlich über
die Vergütungen des Verwal-
tungsrats und der Geschäftslei-
tung abzustimmen, verbietet
Abgangsentschädigungen und

Vorauszahlungen für Verwal-
tungsräte börsenkotierterUnter-
nehmen und zwingt Pensions-
kassen, im Sinn ihrer Versicher-
ten abzustimmen.

Noch im gleichen Jahr starte-
te der Bundesrat die Aktien-
rechtsrevision neu und verab-
schiedete gleichzeitig die Ver
ordnung gegen übermässige
Vergütungen bei kotierten Ak-
tiengesellschaften.Mit ihr hat er
die Vorgaben der «Abzocker»-
Initiative bis zum Inkrafttreten
der formell-gesetzlichen Bestim-
mungen umgesetzt. 2013 wies
das Parlament den Entwurf zur
Revision des Aktienrechts von

2007 jedoch an den Bundesrat
zurück. Ein Jahr später legte die
Regierung einen weiteren Ent-
wurf vor, der die abgebrochene
Revision wieder aufnahm. Ziel
war, dieVerordnung gegen über-
mässigeVergütungen bei kotier-
ten Aktiengesellschaften in die
Bundesgesetze zu überführen
und die Grundsätze guterUnter-
nehmensführung zu verbessern,
auch die von nicht kotierten Ge-
sellschaften.

Im Verlauf der Beratungen
wurden immer neue Bestim-
mungen in die Revision einge-
bracht: Transparenzvorschriften
für Rohstofffirmen, eine Pflicht

zurOffenlegung der Löhne jedes
einzelnen Geschäftsleitungsmit-
glieds, einen Zwang für börsen-
kotierte Unternehmen, politische
Spenden offenzulegen, ein Ver-
bot, im Ausland Generalver-
sammlungen abzuhalten. Und
eben die Frauenquote.

Bürgerliche Politiker fanden,
die Vorlage sei nun klar überla-
den. Der Ständerat wies die Vor-
lage im Dezember an die Kom-
mission zurück. Doch nun hat
das Parlament den Fadenwieder
aufgenommen.

Affaire à suivre.

Peter Burkhardt

Chronik eines Hindernislaufs


